
KOMMISSION / NOONAN 

S C H L U S S A N T R Ä G E DES G E N E R A L A N W A L T S 

P H I L I P P E L É G E R 

vom 17. Januar 1995 * 

1. Die Kommission führte zur Bildung einer 
Einstellungsreserve von Büroassistenten 
(C 5/C 4) englischer Sprache das allgemeine 
Auswahlverfahren KOM/C/741 durch, das 
am 24. Dezember 1991 öffentlich ausge­
schrieben wurde 1. 

2. Gemäß Punkt IL B.2 der Ausschreibung 
dieses Auswahlverfahrens wurden Bewerber 
mit einem Diplom, das zur Teilnahme an 
Auswahlverfahren für A- oder LA-Stellen 
berechtigt, nicht zum Auswahlverfahren 
zugelassen. 

3. Mit Schreiben vom 9. Juni 1992 wurde 
der Rechtsmittelgegnerin, Frau Noonan, 
mitgeteilt, daß der Prüfungsausschuß ihre 
Bewerbung abgelehnt habe, weil sie ein 
Hochschulstudium absolviert habe und ihr 
vom University College Dublin ein Honours 

Degree in französischer und italienischer 
Literatur verliehen worden sei. 

4. Am 21. August 1992 erhob Frau Noonan 
beim Gericht erster Instanz Klage auf Auf­
hebung dieser Entscheidung. Sie machte gel­
tend, der Ausschluß der Inhaber von Hoch­
schulabschlüssen von der Teilnahme an 
Auswahlverfahren für die Laufbahngruppe C 
verstoße gegen das Statut der Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften (im folgen­
den: Statut), den allgemeinen Grundsatz der 
Gleichbehandlung und die Berufsfreiheit. 

5. Die Kommission erhob vor einer Stel­
lungnahme zur Begründetheit eine Einrede 
der Unzulässigkeit. Sie machte geltend, ein 
Beamter könne eine Klage gegen eine Ent­
scheidung eines Prüfungsausschusses nicht 
mit der angeblichen Rechtswidrigkeit der 
Ausschreibung des Auswahlverfahrens 
begründen, wenn er die seiner Ansicht nach 
ihn beschwerenden Bestimmungen dieser 
Ausschreibung nicht rechtzeitig angefochten 
habe. Sie bezog sich dabei insbesondere auf 
die Urteile des Gerichtshofes vom 11. März 
1986 (Adams u. a./Kommission) 2 und des 

* Originalsprache: Französisch. 
1 — ABl. C 333 A, S. 11, englische Ausgabe. 2 — Rechtssache 294/84 (Slg. 1986, 977). 
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Gerichts erster Instanz vom 16. Oktober 
1990 (Gallone/Rat)3. 

6. Das Gericht erster Instanz wies mit Urteil 
vom 16. September 1993 4 die Einrede 
zurück und erklärte die Klage mit der 
Begründung für zulässig, erstens habe der 
Gerichtshof „die Zulässigkeit von Klage­
gründen bejaht..., mit denen die Rechts­
widrigkeit einer nicht rechtzeitig angefochte­
nen Ausschreibung eines Auswahlverfahrens 
geltend gemacht wird, wenn diese Klage­
gründe die Begründung der angefochtenen 
Durchführungsentscheidung betreffen" 5. 

7. Zweitens stehe das Urteil Adams 
u. a./Kommission nicht in Widerspruch zu 
dieser Rechtsprechung, da in diesem Fall 
„die Klagegründe, mit denen die Rechts­
widrigkeit der Ausschreibung des Auswahl­
verfahrens geltend gemacht wurde und die 
als unzulässig zurückgewiesen wurden, von 
den Klägern nicht in bezug auf die Begrün­
dung der mit der Klage angefochtenen Ent­
scheidungen über die Nichtzulassung zu den 
Prüfungen des Auswahlverfahrens vorge­
bracht worden waren" 6. 

8. Da die Klagegründe, mit denen die 
Rechtswidrigkeit der in der Stellenausschrei­
bung vorgeschriebenen Zulassungsbedingun­
gen — das Fehlen eines Diploms — geltend 
gemacht werde, die Begründung der ange­
fochtenen Entscheidung beträfen (die damit 
begründet wurde, daß Frau Noonan einen 

Hochschulabschluß erworben habe) 7, 
erklärte das Gericht die Klage mit Urteil 
vom 16. September 1993 schließlich für 
zulässig. 

9. Die Kommission beantragt die Aufhe­
bung dieses Urteils. 

10. Sie stützt ihr Rechtsmittel auf drei 
Gründe: 

— Das Urteil stimme mit der Rechtspre­
chung des Gerichtshofes nicht überein 
und lasse sich auch nicht aus ihr ableiten: 
es herrsche daher Rechtsunsicherheit; 

— das Urteil führe zu einer „Unsicherheit 
bezüglich der Verwaltungspraxis"; 

— die im Statut festgelegte Frist werde in 
unzulässiger Weise ausgedehnt. 

11. Ich werde diese drei Rechtsmittelgründe 
nacheinander prüfen. 

3 — Rechtssache T- 132/89 (Slg. 1990, II-549, Randnr. 20). 
4 — Rechtssache T-60/92 (Noonan/Kommission, Slg. 1993, 

II - 911). 
5 — Randnr. 24 des angefochtenen Urteils. 
6 — Randnr. 25. 7 — Randnr. 29. 
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I — Kann nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes und des Gerichts eine Anfech­
tungsklage gegen eine Einzelfallentschei­
dung, mit der eine Zulassung zu einem Aus­
wahlverfahren abgelehnt wurde, auf die 
Rechtswidrigkeit der in der Ausschreibung 
des Auswahlverfahrens festgelegten Bedin­
gungen gestützt werden? 

12. Das Vorbringen der Kommission läßt 
sich wie folgt zusammenfassen: 

— Die Ausschreibung eines Auswahlverfah­
rens sei eine Entscheidung der Anstel­
lungsbehörde, die einen einzelnen 
beschweren und damit unter den Voraus­
setzungen der Artikel 90 und 91 des Sta­
tuts Gegenstand einer Anfechtungsklage 
sein könne; 

— die Ausschreibung des Auswahlverfah­
rens werde nach Ablauf einer dreimonati­
gen Frist vom Zeitpunkt ihrer Bekannt­
machung unanfechtbar; 

— der Bewerber, an den eine Einzelfallent­
scheidung über die Nichtzulassung zu 
einem Auswahlverfahren gerichtet werde, 
könne die Aufhebung dieser Entschei­
dung nicht unter Berufung auf die 
Rechtswidrigkeit der Ausschreibung des 
Auswahlverfahrens erreichen, es sei denn, 
die erwähnte Dreimonatsfrist begänne 
erneut zu laufen, was den Grundsatz der 
Rechtssicherheit verletzen würde; 

— aus dem — von der früheren Rechtspre­
chung abweichenden — Urteil Adams 
u. a./Kommission 8 ergebe sich, daß die 
Frist für die Anfechtung der angeblichen 
Rechtswidrigkeit der Ausschreibung 
eines Auswahlverfahrens nicht erneut zu 
laufen beginnen könne, es sei denn, ein 
Rechtsverstoß, zu dem es im Laufe des 
Auswahlverfahrens gekommen sei, sei 
durch den Wortlaut dieser Ausschreibung 
bedingt 9; 

— ein Rechtsverstoß, zu dem es im Laufe 
des Auswahlverfahrens gekommen sei, 
könne nicht durch eine klare, nicht ausle­
gungsfähige Bestimmung der Ausschrei­
bung des Auswahlverfahrens bedingt 
sein 10. 

13. Ich kann, um es gleich vorwegzuneh­
men, in der Rechtsprechung des Gerichtsho­
fes und des Gerichts die beiden von der 
Kommission unterschiedenen Tendenzen 
nicht feststellen. Meines Erachtens ist viel­
mehr eine fortschreitende Verfeinerung des 
Standpunkts der Gemeinschaftsgerichte zu 
erkennen, was im folgenden zu erläutern ist. 

14. Ihre Rechtsprechung beruht auf einer 
grundlegenden Unterscheidung. 

8 — A. a. O. 
9 — Rechtsmittelschrift, S. 10 der französischen Übersetzung. 

10 — Ebd. 
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15. Die Ausschreibung eines Auswahlver­
fahrens ist eine allgemeine und abstrakte 
Maßnahme, die von einem Gemeinschaftsor­
gan erlassen wird und sich an alle potentiel­
len Bewerber richtet. Ein einzelner kann 
gegen sie innerhalb einer Frist von drei 
Monaten von ihrer Bekanntmachung an 
Anfechtungsklage erheben (Artikel 
90 Absatz 2 des Statuts). Gemäß Artikel 
173 Absatz 4 EG-Vertrag muß der Kläger 
dartun, daß die Handlung ihn beschwert und 
ihn unmittelbar und individuell betrifft. 

16. Die Entscheidung über die Nichtzulas­
sung zu dem Auswahlverfahren ist eine Ein­
zelfallentscheidung, die zur Durchführung 
der Ausschreibung des Auswahlverfahrens 
aufgrund der Ausschreibungsbestimmungen 
erlassen wird. Der Adressat wird daher ohne 
Schwierigkeiten dartun können, daß sie ihn 
beschwert. In dieser Entscheidung wird auf 
die Ausschreibungsbedingungen des Aus­
wahlverfahrens Bezug genommen. 

17. Kann ein Bewerber die Aufhebung einer 
Entscheidung über die Nichtzulassung durch 
Berufung auf die Rechtswidrigkeit der Aus­
schreibung des Auswahlverfahrens errei­
chen? Kann er sich, anders ausgedrückt, 
gegenüber der Entscheidung des Prüfungs­
ausschusses, ihn nicht zum Auswahlverfah­
ren zuzulassen, auf eine Art Einrede der 
Rechtswidrigkeit berufen? 

18. Sie haben diese in Artikel 184 EG-Ver­
trag geregelte Einrede definiert als den „Aus­
druck eines allgemeinen Grundsatzes, der 
jeder Partei das Recht gewährleistet, zum 
Zwecke der Nichtigerklärung einer sie 
unmittelbar und individuell betreffenden 
Entscheidung die Gültigkeit derjenigen frü­
heren Rechtshandlungen der Gemeinschafts­

organe zu bestreiten, welche die Rechts­
grundlage für die angegriffene Entscheidung 
bilden, falls die Partei nicht das Recht hatte, 
gemäß Artikel 173 EWG-Vertrag unmittel­
bar gegen diese Rechtshandlungen zu klagen, 
deren Folgen sie nunmehr erleidet, ohne daß 
sie ihre Nichtigerklärung hätte beantragen 
können" 11. 

19. Seit dem Urteil Simmenthai/ 
Kommission12 gehen Sie davon aus, daß die 
Einrede der Rechtswidrigkeit gegenüber 
jeder Rechtshandlung von allgemeiner Trag­
weite, die gleichartige Wirkungen wie eine 
Verordnung entfaltet, erhoben werden 
kann 13. 

20. Sie verlangen, daß zwischen der ange­
fochtenen Einzelfallentscheidung und der 
Handlung von allgemeiner Tragweite, gegen 
die sich die Einrede richtet 14, ein unmittel­
barer rechtlicher Zusammenhang besteht. 

21. Sie wenden die Einrede der Rechts­
widrigkeit auf ein gemäß den Artikeln 
179 EG-Vertrag und 91 des Statuts eingelei­
tetes Verfahren an, das den öffentlichen 
Dienst der Gemeinschaften betrifft. In der 
Rechtssache Acton u. a./Kommission 15, in 
der es um Klagen auf Aufhebung individuel­
ler Verfügungen über streikbedingte 
Gehaltsabzüge ging, die zur Durchführung 

11 — Urteil vom 6. März 1979 in der Rechtssache 
92/78 (Simmenthal/Kommission, Slg. 1979, 777, Rand-
nr. 39). 

12 — Vgl. Fußnote 11. 
13 — Randnr. 40. 
14 — Urteil vom 31. März 1965 in der Rechtssache 

21/64 (Macchiorlati Dalmas e Figli, Slg. 1965, 242, 259). 
15 — Urteil vom 18. März 1975 in den verbundenen Rechtssa­

chen 44/74, 46/74 und 49/74 (Slg. 1975, 383). 
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einer allgemeinen Entscheidung der Kom­
mission erlassen worden waren, haben Sie 
den allgemeinen Grundsatz aufgestellt: 

„Ist eine allgemeine Maßnahme ergangen, die 
durch eine Reihe individueller Verfügungen 
vollzogen werden muß, welche die Gesamt­
heit oder einen großen Teil der Beamten 
eines Organs betreffen, so kann im Rahmen 
des durch Artikel 91 des Beamtenstatuts 
eröffneten Klagewegs dem einzelnen Beam­
ten nicht das Recht abgesprochen werden, 
die Rechtswidrigkeit der allgemeinen Maß­
nahme geltend zu machen, um die individu­
elle Verfügung anzufechten, die für ihn erst 
mit Sicherheit erkennbar werden läßt, wie 
und in welchem Maße seine individuellen 
Interessen beeinträchtigt werden." 16 

22. Meines Erachtens hat der Gerichtshof in 
den von den Parteien angeführten Entschei­
dungen, angefangen von dem Urteil des 
Gerichtshofes vom 31. März 1965, 
Ley/Kommission 17, bis hin zu dem Urteil 
Gallone/Rat (a. a. O.), eben diesen Grund­
satz angewendet und dabei im Laufe der Zeit 
die Voraussetzungen für die Anwendung 
speziell auf den hier fraglichen Bereich fest­
gelegt: 

1) Eine allgemeine abstrakte Maßnahme 
kann vom einzelnen nicht oder nur aus­
nahmsweise unmittelbar mit einer Klage 
angefochten werden. Nach Ihrem Urteil 
Simmenthal/Kommission (a. a. O.) ergibt 
sich nämlich die „weite Auslegung des 
Artikels 184 ... aus der Notwendigkeit, den 
durch Absatz 2 des Artikels 173 von 

der direkten Klage gegen Rechtshandlun­
gen allgemeinen Charakters ausgeschlos­
senen Personen dann die Möglichkeit einer 
Rechtmäßigkeitskontrolle zu gewährleisten, 
wenn Durchführungsentscheidungen erge­
hen, die sie unmittelbar und individuell 
betreffen" 18. So haben Sie in dem Urteil 
TWD vom 9. März 1994 19 entschieden, daß 
der Empfänger einer staatlichen Beihilfe, der 
Klage gegen die Verwaltungsmaßnahme 
erhebt, mit der die nationale Behörde 
die Bescheinigungen widerruft, die die 
Rechtsgrundlage der Beihilfen bilden, sich 
nicht inzidenter auf die Rechtswidrigkeit der 
Entscheidung der Kommission, mit der die 
Beihilfe für gemeinschaftsrechtswidrig 
erldärt wurde, berufen kann. Sie haben 
festgestellt, daß „die Klägerin des Aus­
gangsverfahrens ... sie zweifellos gemäß 
Artikel 173 EWG-Vertrag hätte anfechten 
können" 20. 

Die Ausschreibung eines Auswahlverfahrens 
ist eine Maßnahme von allgemeiner Geltung 
(die die Rechtsmittelgegnerin mit einer Auf­
forderung zur Angebotsabgabe vergleicht 21), 
die nur ausnahmsweise von einem einzelnen 
mit einer Nichtigkeitsklage angefochten wer­
den kann. Das Urteil Küster/Parlament vom 
19. Juni 1975 22 ist insofern nicht typisch. In 
dieser Rechtssache wurden in der Ausschrei­
bung des internen Auswahlverfahrens als 
Voraussetzung für den Zugang zu der Stelle 
Sprachkenntnisse verlangt, so daß die Bewer­

te — Randnr. 7. 
17 — Rechtssachen 12/64 und 29/64 (Slg. 1965, 148). 

18 — Randnr. 41. 
19 — Rechtssache C-188/92 (Slg. 1994,I-833). 
20 — Randnr. 24. 
21 — Nr. 3.8 der Rcchtsmittelbeantwortung. 
22 — Rechtssache 79/74 (Slg. 1975, 725). 
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bung von Herrn Küster ausgeschlossen und 
seine Anwartschaft auf Beförderung beein­
trächtigt war. 

Zudem wird die Ausschreibung des Aus­
wahlverfahrens in der Praxis nicht vor 
Einreichung der Bewerbung angefochten 
werden. Sie wird also mit der Einzelfallent­
scheidung über die Nichtzulassung ange­
fochten werden. Eine unmittelbar gegen die 
Ausschreibung des Auswahlverrahrens 
gerichtete Klage ist also nicht unmöglich, 
bleibt aber die Ausnahme 23. 

2) Die Klage ist gegen die Einzelfallentschei­
dung über die Nichtzulassung gerichtet 
und auf die Rechtswidrigkeit der Aus­
schreibung des Auswahlverfahrens gestützt 24. 
Der Kläger muß einen unmittelbaren 
Zusammenhang 25 zwischen den gerügten 
Rechtsverstößen der Ausschreibung des 
Auswahlverfahrens und der Entscheidung 
des Prüfungsausschusses über die Nicht­
zulassung nachweisen. 

Sie haben diesen Grundsatz in dem Urteil 
Simonella/Kommission 26 kurz dargestellt: 

Der „Klagegrund [Verstoß der Ausschrei­
bung des Auswahlverfahrens gegen das Sta­
tut] [ist] zurückzuweisen..., soweit er sich 

gegen die Unterlassung richtet, die Bewer­
tung bestimmter Prüfungen in der Aus­
schreibung des Auswahlverfahrens anzuge­
ben, ... er [ist] jedoch insoweit zu prüfen..., 
als er die Begründung der angefochtenen 
Entscheidung betrifft" 27. 

Noch klarer ist insoweit das Urteil Agazzi 
Leonard/Kommission 28: 

„Diese Klagegründe [sind] insoweit zurück­
zuweisen ..., als sie die Rechtswidrigkeit der 
Ausschreibung des Auswahlverfahrens als 
solche betreffen, ... sie [sind] jedoch in der 
Sache zu prüfen..., soweit sie sich auf 
Rechtsverstöße beziehen, die den Ablauf des 
Auswahlverfahrens fehlerhaft gemacht 
haben." 29 

23. Es muß also verhindert werden, daß 
durch die Anfechtung einer Einzelfallent­
scheidung tatsächlich die Ausschreibung des 
Auswahlverfahrens als solche wieder in 
Frage gestellt wird, obwohl sich der angebli­
che Fehler dieser Ausschreibung nicht auf 
die Einzelfallentscheidung ausgewirkt hat. 

24. Das Urteil Adams u. a./Kommission 
(a. a. O.) Hegt auf dieser Linie. Die Klage auf 
Aufhebung der Entscheidung des Prüfungs­
ausschusses, einen Bewerber nicht zu den 

23 — Dies gilt auch für die Nichtigkeitsklage eines einzelnen 
gegen eine Verordnung. Vgl. Urteil vom 18. Mai 1994 in der 
Rechtssache C-309/89 (Codorniu/Rat, Slg. 1994,I -1853). 

24 — Vgl. Urteil vom 14. Dezember 1965 in der Rechtssache 
11/65 (Morina/Parlament, Slg. 1965, 1338, 1347): „Der das 
Auswahlverfahren betreffende Antrag ist nur insoweit 
zulässig, als er zur Unterstützung der gegen die Ernennung 
gerichteten Klage dient." 

25 — Vgl. z. B. Urteil vom 22. März 1972 in der Rechtssache 
78/71 (Costacurta/Kommission, Slg. 1972, S. 163, Rand-
nr. 12). 

26 — Urteil vom 6. Juli 1988 in der Rechtssache 164/87 (Slg. 
1988, 3807). 

27 — Randnr. 19. 
28 — Urteil vom 6. Juli 1988 in der Rechtssache 181/87 (Slg. 

1988, 3823). 

29 — Randnr. 24. 
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Prüfungen eines Auswahlverfahrens zuzulas­
sen, war u. a. auf folgende zwei Rügen 
gestützt. 

25. Erstens habe die Ausschreibung des 
Auswahlverfahrens Artikel 1 Buchstabe d 
des Anhangs III des Statuts verletzt, weil in 
ihr die für die zu besetzende Stelle erforder­
lichen Diplome und sonstigen Befähigungs­
nachweise oder praktischen Erfahrungen 
nicht angegeben worden seien. Die Angaben 
in späteren Schreiben seien verspätet gewe­
sen. 

26. Zweitens habe die Art der in der Stellen­
ausschreibung genannten Prüfungen gegen 
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e des Anhangs 
III des Statuts verstoßen, wonach „bei einem 
Auswahlverfahren aufgrund von Prüfungen 
die Art der Prüfungen und ihre Bewertung" 
anzugeben seien. Die Prüfungen seien nicht 
genau bezeichnet worden. 

27. Hinsichtlich des ersten Punktes ist Mar, 
daß genauere Angaben bezüglich der Voraus­
setzungen der Berufserfahrung in der Aus­
schreibung keinen Einfluß auf die Einzelfall­
entscheidungen über die Nichtzulassung 
gehabt hätten. Der zweite Punkt konnte für 
die Kläger keine Auswirkungen haben, da sie 
an den Prüfungen nicht teilgenommen 
haben. 

28. Weil die mit diesen Klagegründen gel­
tend gemachten Rechtsverstöße der Aus­
schreibung in keinem Zusammenhang mit 

der Begründung der Entscheidungen über 
die Nichtzulassung (unzureichende Qualifi­
kation und praktische Erfahrung) standen, 
hat der Gerichtshof diese Klagegründe mit 
der Feststellung als unzulässig zurückgewie­
sen, daß mit der Anfechtung der Einzelfall­
entscheidungen in Wirklichkeit die 
Rechtmäßigkeit der Ausschreibung des Aus­
wahlverfahrens in Frage gestellt werde 30. 

29. Sie haben deshalb bei der Begründetheit 
der Klage nur die Klagegründe geprüft, mit 
denen die Rechtswidrigkeit bestimmter 
Handlungen des Prüfungsausschusses wäh­
rend des Verfahrens geltend gemacht wur­
de 31. 

30. Schließlich bietet die Untersuchung des 
Urteils Adams u. a./Kommission (a. a. O.) 
Anlaß zu der Bemerkung, daß die Entschei­
dungen über die Nichtzulassung letztlich aus 
Gründen aufgehoben worden sind, die nicht 
mit der angeblichen Rechtswidrigkeit der 
Ausschreibung des Auswahlverfahrens 
zusammenhingen. Ferner ist nicht ohne 
Bedeutung, daß sich das Auswahlverfahren 
in dieser Rechtssache über einen Zeitraum 
von zweieinhalb Jahren erstreckte. 

31. Im Rahmen einer Klage gegen eine Ein­
zelfallentscheidung über die Nichtzulassung 
kann ein Rechtsverstoß in der Ausschrei­
bung des Auswahlverfahrens, der nicht im 

30 — Vgl. Randnr. 17 des Urteils Adams u. a./Kommission. 
31 — Ebd., Randnr. 18. 
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Zusammenhang mit der Entscheidung über 
die Nichtzulassung steht, nicht geltend 
gemacht werden. So hat das Gericht zu 
Recht aus dem Urteil Adams u. a./ 
Kommission geschlossen, daß in diesem Fall 

„die Klagegründe, mit denen die Rechts­
widrigkeit der Stellenausschreibung geltend 
gemacht wurde und die als unzulässig 
zurückgewiesen wurden, von den Klägern 
nicht in bezug auf die Begründung der mit 
der Klage angefochtenen Entscheidungen 
über die Nichtzulassung zu den Prüfungen 
des Auswahlverfahrens vorgebracht worden 
waren" 32. 

32. Ist die Einrede der Rechtswidrigkeit 
dagegen zulässig, wenn Bestimmungen der 
Ausschreibung beanstandet werden, auf 
denen die Entscheidung über die Nichtzulas­
sung beruht? Besteht hier der „unmittelbare 
rechtliche Zusammenhang", den Sie in Ihrer 
Rechtsprechung zu der Einrede der Rechts­
widrigkeit im Sinne des Artikels 184 des Ver­
trages verlangen? 

33. Diese Frage bleibt im Urteil Adams 
u. a./Kommission unbeantwortet. 

34. In späteren Urteilen wird auf den in die­
sem Urteil ausgesprochenen Grundsatz ver­
wiesen. Danach muß 

„ein Beamter, der der Meinung ist, daß die 
Ausschreibung eines Auswahlverfahrens ihn 
wegen ihrer Rechtswidrigkeit beschwert, die 
Ausschreibung rechtzeitig anfechten... 
Andernfalls könnte eine Ausschreibung 
lange nach ihrer Veröffentlichung, wenn die 
meisten oder alle Vorgänge des Auswahlver­
fahrens bereits abgeschlossen sind, wieder in 
Frage gestellt werden, was gegen die Grund­
sätze der Rechtssicherheit, des Vertrauens­
schutzes und der ordnungsgemäßen Verwal­
tung verstieße." 33 

35. Weiter heißt es, daß 

„der Umstand, daß ein Kläger die Ausschrei­
bung eines Auswahlverfahrens nicht fristge­
recht angefochten hat, es ihm nicht verwehrt, 
Rechtsverstöße zu rügen, zu denen es im 
Laufe des Auswahlverfahrens gekommen ist, 
selbst wenn diese Rechtsverstöße auf den 
Wortlaut der Ausschreibung des Auswahl­
verfahrens zurückgeführt werden kön­
nen" 34. 

32 — Randnr. 25 des angefochtenen Urteils. 

33 — Randnr. 13 des Urteils vom 8. März 1988 in den Rechtssa­
chen 64/86, 71/86, 72/86, 73/86 und 78/86 (Sergio 
u. a./Kommission, Slg. 1988, 1399). Vgl. auch Rand­
nr. 15 des Urteils Simonella/Kommission (a. a. 0.)_ und 
Randnr. 22 des Urteils Agazzi Leonard/Kommission 
(a. a. O.). 

34 — Ebd., Randnr. 15. Vgl. auch Randnr. 16 des Urteils 
Simonella/Kommission (a. a. O.), Randnr. 23 des Urteils 
Agazzi Léonard/Kommission (a. a. O.) und Randnr. 20 des 
Urteils Gallone/Rat (a. a. O.). 
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KOMMISSION / NOONAN 

36. Der festgestellte Rechtsverstoß muß sich 
auf den Ablauf des Auswahlverfahrens als 
solchen ausgewirkt haben. 

37. Wie das Gericht daher zu Recht festge­
stellt hat, hat „der Gerichtshof, wenn der auf 
einem angeblichen Rechtsverstoß der nicht 
rechtzeitig angefochtenen Ausschreibung 
beruhende Klagegrund die Begründung der 
angefochtenen individuellen Entscheidung 
betrifft, diesen Klagegrund für zulässig 
erklärt" 35. 

38. Meines Erachtens muß dies auch dann 
gelten, wenn der Prüfungsausschuß kein 
Ermessen bei der Anwendung der in der 
Ausschreibung des Auswahlverfahrens fest­
gelegten Bedingungen besitzt. In einem sol­
chen Fall verfügt er über keinerlei Ermes­
sensspielraum, der es ihm ermöglicht, die 
Bestimmungen dieser Ausschreibung nicht 
anzuwenden. 

39. Wie liegen die Dinge im Fall von Frau 
Noonan? Die Ablehnung ihrer Zulassung 
erklärt sich unmittelbar aus der in der Aus­
schreibung des Auswahlverfahrens festgeleg­
ten Bedingung des Fehlens eines Hochschul­
abschlusses. Der Klagegrund, mit dem die 
Rechtswidrigkeit dieser Voraussetzung gel­
tend gemacht gemacht wird, steht in unmit­
telbarem Zusammenhang mit der Begrün­
dung der angefochtenen Entscheidung. Das 
Gericht hat dies in Randnummer 29 seines 
Urteils festgestellt. 

40. Dieses Urteil steht daher im Einklang 
mit Ihrer Rechtsprechung, die vom Gericht 
ausdrücklich zu seiner Begründung herange­
zogen und zutreffend ausgelegt worden ist. 
Meines Erachtens ist daher im vorliegenden 
Fall kein Verstoß gegen den Grundsatz der 
Rechtssicherheit gegeben. 

II — Führt die Entscheidung des Gerichts 
zu einer „Unsicherheit bezüglich der Ver­
waltungspraxis"? 

41. Nach Auffassung der Kommission führt 
die Entscheidung des Gerichts dazu, daß die 
in der Ausschreibung des Auswahlverfahrens 
festgelegten Bedingungen, auch wenn sie klar 
und keiner Auslegung fähig sind, auf unbe­
stimmte Zeit in Frage gestellt werden kön­
nen. 

42. Auf diesen Rechtsmittelgrund braucht 
nur kurz eingegangen zu werden. 

43. Eine unbegrenzte Verlängerung der Frist 
für die Erhebung einer Nichtigkeitsklage 
tritt ganz einfach deshalb nicht ein, weil es 
sich im vorliegenden Fall nicht um eine 
Nichtigkeitsklage handelt. 

44. Die Einrede der Rechtswidrigkeit darf 
nicht mit dieser Klage — deren Wirkungen 35 — Randnr. 27 des angefochtenen Urteils. 
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sie nicht hat — verwechselt werden. „Die 
Verordnung wird nicht mit Wirkung gegen­
über jedermann für nichtig erklärt. Sie wird 
für unanwendbar erklärt, soweit sie durch 
die Einzelfallentscheidung konkretisiert wor­
den ist. Die Feststellung der Unanwendbar-
keit wirkt nur zwischen den Parteien und 
stellt nicht die Verordnung als solche wieder 
in Frage." 36 Durch die Einrede der Rechts­
widrigkeit wird der Rechtsetzungsakt also 
nur auf den Fall bezogen in Frage gestellt. 

45. Im übrigen können die klaren Bestim­
mungen der Ausschreibungen des Auswahl­

verfahrens nur insofern in Frage gestellt wer­
den, als sie in einem unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Begründung der 
Einzelfallentscheidung über die Nichtzulas­
sung stehen. 

I I I - Wird die im Statut festgelegte Klage­
frist „in unzulässiger Weise ausgedehnt"? 

46. Ich bin auf diesen dritten Rechtsmittel­
grund bereits eingegangen 37; weitere Aus­
führungen erübrigen sich. 

47. Ich beantrage daher, das angefochtene Urteil zu bestätigen. 

48. Ihr Urteil ist kein Endurteil im Sinne von Artikel 69 der Verfahrensordnung. 
Die Kostenentscheidung ist daher dem Endurteil vorzubehalten. 

36 — R. Joliét: Le droit institutionnel des Communautés euro­
péennes — Le contentieux, 1981, S. 137. 

37 - Vgl. oben Nr. 43. 
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